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Fünfter Jahrgang.

Sonnabend , 6. März. L84V . IN.

Haben constitntionelle Monarchien einen
Vorzug vor reinen Monarchien?

Diese Frage wurde im vorigen Sommer wieder¬
holt in unfern Blattern zur Sprache gebracht , jedoch
nur im Allgemeinen ; ein näheres Eingehen , um da¬
durch Veranlassung zur nähern Besprechung zu geben,

dürfte jedoch nicht unpassend sein . Ehe die Frage
aber selbst beantwortet werden kann , scheint es nolh-

wendig , vorher zu bestimmen , was unter constitu-
lioneller Monarchie zu verstehen ist.

Gewöhnlich begreift man unter dieser , im Gegen¬
satz der unbeschränkten Monarchie , eine Alleinherr¬
schaft , die durch die Theilnahme des Volks an der

Gesetzgebung und der Bestimmung des Staatshaus¬
halts beschränkt ist . Diese Theilnahme beruht dann

aber weniger aus dem alten ständischen Recht , das
mehr als ein Privatrechl erschien , als auf dem Recht
jedes Staatsbürgers als solchen und als Bcstand-
lhcils des Staats . Die Theilnahme an der Gesetz¬

gebung beabsichtigt , daß kein Gesetz gegeben werde,
das gegen die Freiheit der Person und des Eigen¬
thums gerichtet ist ; die Theilnahme an der Bestim¬

mung des Staatshaushalts will , daß nicht mehr
Steuern ausgeschrieben und verwandt werden , als
von den Staatsbürgern bewilligt sind , wcßhalb
denn bei der Forderung neuer Steuern immer

Rechnung über die vorhergegangene Stcucrpcriode
abgelegt werden muß . Diese Bewilligung der
Steuern ist uralt und war bei allen germanischen

Staaten früher hergebracht ( keine Steuer ohne
Stände ) , bis sich im 1ü . und 17 . Jahrhundert und
zum Thcil auch noch später die dynastische Macht
der Fürsten immer mehr entwickelte und damit das

Steuerbewilligungsrecht in vielen Ländern außer
Uebung kam . Es war aber damals , wie oben schon
gesagt , mehr privatrechtlich , wahrend in den jetzigen
constitulioncllen Staaten cs mehr als staatsrechtlich
erscheint . Soll dasselbe Wirkung haben , so muß es
nicht allein berathend , sondern definitiv bestimmend
sein , ebenso wie das Recht der Theilnahme an der

Gesetzgebung , indem im bloß bcrathendcn Falle cs

wenig mehr als leere Form ist und doch große Kosten
zur Folge haben kann.

Ein weiteres Recht der Staatsbürger in con-
stitulionellen Staaten ist die Verantwortlichkeit der
Minister . In früheren Jahrhunderten , als die Idee

des Staats als eines sittlichen Organismus sich noch
nicht so ausgebildet hatte , wie jetzt , als .die Rechte
des Regenten und der Stände mehr feudalen Ur¬

sprungs erschienen und zwischen beiden bei der

Thronbesteigung , die gewöhnlich durch Wahl hcrbci-
geführt wurde , Verträge über die Pflichten und
Rechte der contrahirenden Theile abgeschlossen wur¬
den , wurde häufig auch bestimmt , daß , wenn der
Regent gegen das Gesetz handle , die Stände das

Recht haben sollten , sich ihm zu widersetzen ; so z. B.
in Ungarn , Polen , Dänemark , Arragonicn , im Fränki¬
schen Reich u . s. w . Mit der Entwicklung der Macht

der Fürsten und mit der Umwandlung der Wahl-



Monarchie in Erbmonarchie hörten aber diese Ver¬
trage meist auf , zumal da man auch erkannte , daß
ein solches Vcrhältniß große Nachtheile in seinem
Gefolge habe , und man ging bei der Entstehung der
neueren Staatsidee mehr davon aus , daß der Regent
über allen Anfechtungen erhaben , heilig und unver¬
letzlich sein müsse . Um nun aber doch Rechtswidrig-
keiten von Seiten der Negierung vorzubeugen , wurde
bestimmt , daß die Minister als für dieselben verant¬
wortlich angesehen werden sollten , damit sie sich so
leicht nicht bewegen lassen , widergesetzliche Hand¬
lungen auf Befehl des Regenten vorzunehmen.
Zwar sind auch die Staatsdiencr im Allgemeinen
für Gesetzwidrigkeiten verantwortlich , sie wurden
jedoch früher als schuldlos betrachtet , wenn sie im
unmittelbaren Aufträge des Regenten , bei welchem
die höchste Macht stand , gesetzwidrig gehandelt
hatten.

Außer diesen genannten Rechten findet man
häufig in den Constitutionen noch das Recht der
Freiheit der Presse , des Eigcnthums , der Person,
des Gewissens , die Unabhängigkeit der Justiz und
die Gestattung des Petitionsrechts zugcsichert , und man
hat sie daher wohl als zum Wesen constitutioncllcr
Staaten gehörig angeführt . Allein genau genommen
dürften sie doch so sehr in jedem Staat begründet
liegen , daß ohne sie der Zweck des Staats nicht er¬
reicht werden kann . Wir finden sie daher auch
nicht allein in constitutionellen , sondern auch in
unbeschrankten Monarchien . Wenn sie dennoch auch
jetzt noch häufig in die Constitutionen mit ausgenom¬
men werden , so mag dies daher rühren , weil sie
früher , wo das dynastische Interesse der Fürsten mehr
in Frage kam , als das eigentliche Staatswohl , häufig
verletzt wurden und man sich gegen solche Verletzun¬
gen für künftig sichern wollte.

Nehmen wir an , daß jene oben angegebenen
Rechte , das Recht der Theilnahme an der Gesetz¬
gebung , das Steuerbewilligungsrecht und die Ver¬
antwortlichkeit der Minister , die wesentlichen Rechte
der Staatsbürger constitutioneller Staaten sind , so
wird gegen diese von den Verteidigern reiner Mon¬
archien häufig eingewandt , daß dieselben die Gewalt
des Regenten so sehr beschränken , daß ihm kaum
eine gute Leitung des Staats möglich bleibe . Der
Staat sei ein so verwickeltes Ding , daß zu dessen

gehöriger Leitung durchaus Einheit des Willens und
des Entschlusses nöthig sei. Die Geschichte beweise
auch , daß die reinen Monarchien oft die glücklichst
regierten Staaten gewesen seien.

Die Freunde der constitutionellen Monarchie
geben dies auch zu , behaupten aber , daß die Ge¬
schichte auch lehre , wie große Nachthcile durch un - ,
beschränkte Monarchien herbeigeführt seien , und viel¬
leicht größere , als durch die Vorteile der reinen
Monarchie aufgewogen wären . Es wäre dadurch
oft der Zweck des Staats vereitelt ; Willkür und
Laune hätten geherrscht und mit den heiligsten Gü¬
tern der Untertanen wäre gespielt worden , als wenn
sie das Eigenthum der Regenten gewesen wären.
Das könne und dürfe nicht sein . Zwar sei nicht
zu verkennen , daß im Vergleich mit früheren Jahr¬
hunderten in jetziger Zeit die Ansichten der Regenten
vom Staat sich bedeutend gehoben hätten , und daß
so leicht ein solches Verfahren , wie noch im vorigen
Jahrhundert in deutschen und ausländischen Staaten
vorgekommen , nicht wieder Statt haben dürfte , allein
dennoch seien Regenten ebenso wie andere Menschen
Jrrthümern und Leidenschaften unterworfen . Die
Tüchtigkeit des zeitigen Regenten sei nur eine per¬
sönliche Garantie ; es sei gar nicht unmöglich , daß
nach guten Regenten auch einmal wieder schlechte
Regenten den Thron besteigen könnten , und sicherer
sei cs immer , seine theuersten Güter unter den Schutz
der Gesetze zu stellen , als sie der Einsicht und dem
Willen eines Einzelnen zu überlassen . Das Gesetz
bleibe leben , sage Chateaubriand , der Mensch sei
sterblich , die Zeitumstände und Verhältnisse könnten
sich ändern , aber das Gesetz habe größere Zähigkeit.
Die Formen seien die Schutzgötlinncn der bürger¬
lichen Freiheit.

Uebrigens geben die Verthcidiger der konstitutio¬
nellen Monarchien auch nicht zu , daß in diesen die
Gewalt des Monarchen so sehr geschwächt werde,
wie von den Gegnern angeführt wird , und berufen
sich zum Beweis dieser Behauptung ebenfalls wieder
auf die Geschichte , welche ergebe , daß auch in con-
stitutioncllen Staaten tüchtige Monarchen sehr viel
genützt hätten.

Einen weiteren Einwand gegen die constitutio-
nelle Monarchie nehmen die Gegner derselben noch
aus dem größern Kostenaufwand , welchen dieselbe



zur Folge habe , indem die Repräsentanten des Volks,
die einberufen würden zur Beschlußnahme über die
Gesetzgebung und die Finanzen , doch dafür Ent¬
schädigung haben müßten , und diese Entschädigung
bei längerer Dauer der Versammlung häufig nicht
unbedeutend sei. Nun seien aber in den meisten
Staaten die Steuern an sich schon sehr hoch und
würden durch die Zuziehung der Repräsentanten des
Volks noch höher.

So gewiß dieses auch ist . antworten die Gegner,
so dürfe man diese Kosten doch nicht scheuen , denn

sie ständen in keinem Verhältniß zu den Ausgaben,
die in unbeschränkten Monarchien zum Nachtheil des

ganzen Landes gemacht , die aber in constilutionellcn
Staaten durch das Steucrbewilligungsrccht der

Stände abgewandt werden könnten . Von zwei
Nebeln sei stets das kleinste zu wählen . Ueberdies
würden bei einer vernünftigen Einrichtung , bei einer

nicht zu langen Dauer der Stände die mit der
Versammlung verbundenen Kosten auch so bedeutend
nicht sein.

Jedenfalls sei es aber gewiß , daß in constirutio-
nellen Staaten bei der Verantwortlichkeit der Mi¬

nister der Regent eine ganz andere Stellung ein¬
nehme , als in reinen Monarchien , daß er in jenen

mehr über allen Anfechtungen und Anfeindungen
erhaben sei , daß bei der Theilnahme des Volks an
der Gesetzgebung , bei dem Steuerbewilligungsrecht
und bei der Ocffentlichkcit des Staatshaushalts das
Vertrauen zu der Regierung gewinne , Gemeinsinn
und Vaterlandsliebe sich höben , so wie auch das

Selbstgefühl steige , daß aber diese die Tugenden
seien, auf denen das wahre Wohl des Staats beruhe,
während in den Staaten , wo das Volk ohne alle
Theilnahme an der Staatsverwaltung sei, wo cs

sich dem Staat gegenüber bloß leidend verhalte und
nur dazu diene , Steuern zu zahlen , man nur zu

häufig jene Tugenden vermisse . Sei aber der Staat

zu dem Zweck da , damit der Mensch seine Kräfte
nach allen Seiten darin entwickle , so sei auch die
Theilnahme des Volks an der Verwaltung des
Staats im Begriff desselben gegeben . Bei fast
allen Völkern fände man daher auch bei ihrem ersten
Erscheinen die Freiheit des Volks und erst nach und

nach hätte sich dieser Zustand geändert ; die jetzige
Ansicht vom Staat fordere denselben aber dringend
zurück.

Schließlich hört man nun auch häufig den Ein¬
wand von den Gegnern der konstitutionellen Staaten
erheben , daß ein Volk eine gewisse Reife erlangt
haben müsse , wenn es an der Verwaltung des
Staats mit Theil nehmen solle , und daß eben aus
Unreife manchem Volk diese Theilnahme nicht zu-
gestanven werden dürfe . So richtig dies nun auch
erscheint , indem eben bei geringer Bildung und
Mangel an Charakterstärke die Staatsangelegen¬
heiten nicht so wahrgenommen werden können , wie
es das Staatswohl fordert , ja möglicher Weise unter
dem Schein des Rechts die größten Mißbräuche
ausgeübt werden können , so scheint doch auf der
andern Seite eine große politische Bildung nicht

eher gefordert , werden zu dürfen , als die Bedingung
derselben , Theilnahme am Staat , vorhanden ist.

Wie bald aber die Theilnahme an der Verwaltung
des Staats auch näher mit den Staatsangelegen¬
heiten bekannt macht , davon hat noch in diesem
Jahrhundert Norwegen einen Beweis geliefert , das
seit mehren Jahrhunderten von aller Theilnahme
an der Verwaltung des Staats ausgeschlossen , seine
Interessen jetzt schon sehr gut wahrzunchmen weiß.
Die Erfahrung ist die beste Lehrmeisterin ; das Leben
macht klug . So lange man nicht wagt , sich auf
ein Pferd zu setzen, wird man auch nie das Reiten
lernen . B.

Kleine Chronik.
Im Stadtrathe zu Oldenburg wurde am 27 . Fcbr.

der Voranschlag für die Casse der  höh . Bürgerschule  und
Vorschule geprüft . Derselbe enthielt an Einnah  m e n:  Zinsen
141 Thlr ., Schulgeld 2600 Thlr ., Zuschuß der Herrschaftlichen
(Lasse 300 Thlr . , der städtischen Octroicasse 1700 Thlr . — zu¬
sammen 4941 Thlr . Gold (3317 Thlr . 42 Gr . Cour .) . Die
Ausgabe  war zu 3013 Thlr . 71 Gr . Cour , berechnet , mithin

Ncberschuß 303 Thlr . 33 Gr . C . — Es wurde nicht genehmigt,
daß der Ucberschuß von 1846/47 von c. 1100 Thlr . Gold nicht

unter die Einnahme gestellt worden , sondern dazu bestimmt war,
dem Schulgcbäudcfvnds diejenigen 1104 Thlr . 12 Gr . G . zu
ersetzen, die von dorther zur Errichtung der höhcrn Bürger¬
schule, des Schulhauses , c. vorgcschvsscn worden . Denn da der
Magistrat einseitig über die Gelter der gedachten Fonds zu
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verfügen halte , schic» cs rem Stadtrath ein Vergreisen gewesen
z» sein, wenn in der Absicht des Ersatzes aus Le» vom Stakt-
rath zu bewilligenden Geldern jene Verwenrung geschehen sei.

Für den Gehalt des einen Oberlehrers waren 600 Thlr.
Gold auSgcworfcn , dabei jedoch angczcigt , daß die Schulcom-
inission, nach dem Gutachten der beiden ihr angchörigcn Lehrer,
beantragt habe , statt des einen Lehrers der Mathematik und
französischen Sprache zwei  Lehrer ( zusammen mit 1000 bis
1200 Thlrn . Cour, ) anzustcllcn , den einen vorzüglich für Ma¬
thematik und Naturwissenschaften , den andern für neuere Spra¬
chen und andere Nnterrichtsgegenständc . Der Stadtrath bewil¬
ligte einstweilen den Obcrlehrcrgchalt und behielt sich das
Weitere vor , — An den Anschlägen für Bibliothek , Produktcn-
sammlung und chemisches Laboratorium wurden Ermäßigungen
vorgcnommcn.

Der Nothstank. — Die öffentlichen Blätter , welche
sonst noch wohl die Hülse der Wohlhabenden anregtm , schwei¬
gen jetzt ganz von dem Nothstandc , Vielleicht ist die Sache
manchem , wie man wohl sagt , „ olt Mark " geworden , — Da¬
mit man aber nicht glaubt , daß das heilige Grab jetzt gut
verwahrt und aller Hunger gestillt ist , will ich einmal wieder¬
holen , daß es noch viele Wohnungen giebt , wo bitterer Mangel
herrscht , und daß sich dieser dadurch , Laß die bisherigen Vor-
räthe verzehrt werden , noch immer neue anrcihcn . *) Darum,
Menschenfreunde , erkaltet nicht in eurer Hülse , ruft die Opti¬
misten , die kaum Noth sehe» wollen , und die Kalten , welche
einer stets erneuerten Ansprache bedürfen , immer aufs Neue an;
bringt die Sache aber auch dcßhalb wiederholt und abermals
wiederholt in Anregung , damit auch die wohldenkcndc » Men¬
schen nicht glauben , cs sei jetzt keine Hülfe mehr nöthig.

Tretet mit mir in die Wohnung des armen Mannes , wel¬
ches Bild rollt sich dort auf ! Keinerlei Lebensmittel , kein
Speck , kein Fleisch , keine Kartoffeln und dazu nicht einmal
Brod — aber eins findet man , eine Reihe kleiner Kinder . —
Muß einem solchen Familienvater nicht aller Muth vergehen,
wenn ihm nicht aus die eine oder andere Weise geholfen wird?
— Der Nocke» ist in der letzten Zeit nicht thcurcr geworden,
aber immer noch viel zu thcucr für de» geringen Mann , Da¬
rum , ihr Wohlhabenden , gebt her von eurem Ucbcrstuffe , damit
ihm dies unentbehrliche Lebensmittel vcrwohlfcilt wird . Freilich
geschieht an manchen Orten unscrs Landes etwas zur Linderung
der schweren Zeit , ich glaube aber im Ganze » doch zu wenig.
Laßt uns ernstlicher Hand anlcgen und den Bestrebungen der
Stadt folgen . Die Mittel sind dort zwar größer , als bei uns,
weil sich eben in Oldenburg Vieles concentrirt ; aber wir kön¬
nen dasselbe , wenn nicht mehr , wenn wir nur wollen,  aber
wir müssen wollen — aus eignem freien Willen zusammen-

' ) Der Zudrang zu den Speiscanstalten und dem Verkau
von Rocken zu herabgesetzten Preisen in Oldenburg mehrt sich
fortwährend . In einer Anstalt wurden am 4 . d. MtS . 278
Portionen gefordert.

trete » , und cs wird ein Leichtes sein , unsrem hartgcdrückten
armen Mitbürger die schwere Zeit leichter zu machen.

Das Vcchtacr Svnntagsblait  seufzt nach vermehr¬
ter Postverbindung und Abkürzung der Passstraße zwischen
Oldenburg und Osnabrück . — Lassen sich denn aus jenem
Wege keine Omnibus -Fahrten cinricliten , die doch zwischen Ol¬
denburg und Jever , so wie zwischen Oldenburg unk Leer , so
gelten Fortgang haben?

Stylmustcr. — Wenn vom Tode einer „ hohen Person"
die Rede ist , wähle man den Ausdruck : tödtlichcr Hin¬
tritt. „Todes " sterben nur gewöhnliche Menschen . Man
vcrgl . das letzte Heft des cv. K . und Schulbl . S . 301.

Tcras. — Die „Briefe eines unter dem Schutz des
Mainzer Vereins nach Tcras Ausgewanderten " (von dem ehe¬
maligen Buchhändler A. H . Sörgcl aus EiSlcben ) , welche kürz¬
lich im „Herold " standen , sind neu ( Leipzig , Expedition des
Herold ) gesammelt herausgcgcbcn . Sie enthalten lehrreiche
Schilderungen des Lebens bei der Ucbcrfahrt und nach Ankunft
der Auswanderer , nebst Winken darüber , was dieselben für sich
selbst zu thun haben , auch eine Bcurthcilung der Veranstal¬
tungen des Mainzer Vereins . Preis 12 Grote.

Aus Brennglas Volkskalcndcr. — Febr . S. Der
Schullehrer N . zu B . wird casstrt , weil er eine», seiner Schü¬
ler ein Stück Butterbrot » genommen hat , um cs seinen eignen
Kindern zn geben.

März 11 . Hinrichtung eines deutschen Satyrikers , welcher
öffentlich äußerte : der deutsche Fortschritt sei — nach Amerika.

März 17 . Ein H .'schcr Offizier wird cassirt, weil die Scn-
senform seines Backenbarts eine zu schiefe Wendung nach We¬
sten zeigt.

April 1 . Mehrere Regierungen erklären sich bereit , den
dringenden Wünschen der Völker entgegen zu kommen.

Lesenswcrth  sind die Artikel der Weser - Zeitung über
die neuen preußischen Landstände.

Ausverkauf. — .Wiederverkäufe !: auf dem Lande dürfen
wir auf den Ausverkauf des bedeutenden Hoting 'schcn Lagers
hicsclbst aufmerksam machen , das großen Thcils neue und gute
Maaren enthält.

Die Jcverländ . Nachrichten enthalten  in Nr . 9:
Administrativ -Justiz . — Schulwesen in Jever (Verhandlungen
in Betreff des Ncubau 's der Knabenschule ) . — Jcvcrländischc
Dcichgeschichte . — Der Verein gegen den Genuß des Brannt¬
weins.

Kirchennachricht.
Frühprcdigt : Herr Hofprcdiger Wallroth Ans 8 V2 Uhr.
Hauptpredigt : Hr . Past . Grcvcruö a . Huntlosen . „ 10  „
Nachm .-Prcdigt : Herr Kirchcnrath Claußcn . „ 2
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Füuft er Jahrgang.

Mittwoch, 10. März. 184V. .MS«.
Die evangelische Gemeinde zu Ikeuenkir-

chen eine veeiesir » z»»«88k»! ?

Die evangelische Gemeindezu Ncucnkirchcn ist
nach der „gründlichemDarstellung" ihrer Lage in
Nr. 92 d. Bl . vom vor. Z. in der Thal sehr zu be¬
dauern! Unsägliches hat sie von Ansang an erdulden
müssen; ihren wohlerworbenen Boden haben arglistige
Menschen ihr nach und nach wieder entrissen; ein
schreiendes Unrecht ist ihr nach dem andern zugefügt;
wider alles Recht ist ihr Gotteshaus ihren Drängern
zum Mitgcnusse eingeräumt; wie sie sich auch gegen
Unterdrückungen zu schützen gesucht hat, eö ist leider!
immer vergebens gewesen; das Schlimmste hat sie
noch zu fürchten; sie ist nicht ohne Sorge, daß man
sie ganz und gar aus der Kirche verdrängenwerde;
mit wahrer Todesangstfragt sie, ob sic sich künftig
auch noch in der Kirche zu gemeinsamer Gottcsver-
ehrung werde versammelnkönnen. Zn ihrer Noth
hat sie sich an ihre Behörde gewandt, aber sie darf
von dieser kaum Hülfe erwarten; denn diese verach¬
tet nicht die Stimme einer andern Behörde, die an
ihren Nothstandnicht recht zu glauben scheint und
so aufs Neue einen traurigen Beweis ihrer Fallibili-
tät ablcgt. Wahrlich, die evangelische Gemeindezu
Neuenkirchen ist eine ecolesiapeesss!

Ihr Hülferuf kann nicht ohne Erfolg bleiben.
Es fragt sich nur, ob die „gründlichereDarstellung"
auch eine treue sei. Der Geist, welcher aus der
„gründlichemDarstellung" spricht, erweckt Verdacht.

Er sieht in den Katholiken nur Menschen, die Andere
um ihren Glauben betrügen; die Urkundengeheim
halten, welche ihre ungerechtenBestrebungenauf-
decken würden; die den gerechtesten Erwartungen
nicht entsprechen; die sich zucignen, was Andern ge¬
hört; die sich über alle Friedensschlüsse hinwcgsctzcn.
Doch ein paar Katholikenlobt er; wie kommt er
dazu? Er will das Werden einer bessern Zeit erklä¬
ren und der Cardinal kommt ihm gar zu gelegen,
um die Katholiken als Menschendarzustcllcn, die noch
einer besondere! Belehrung bedürften, daß sie auch
eincnr protestantischen Fürsten Treue schuldig seien.
Und wer bleibt, wenn er nicht nach seinen Wünschen
handelt, ungeschmäht; wer muß sich nicht, wenn
er in seinem Urtheile mit ihm nicht übercinstimmt,
gefallen lassen, zu vernehmen, daß er gräulich irre
und daß dieses wohl nur darin seinen Grund habe,
daß er nicht unbefangen genug sei? Merkwürdig ist
cs auch, daß wenigstensdie Katholikenin Ncuen-
kirchen und in der Umgegend staunen, wenn sie hö¬
ren, daß mau in die Welt hineinrufe, die hiesige
evangelische Gemeinde sei eine «walesi» Die
evangelische Gemeinde eine ecwlesiapmssa und es
ist ihr vor einigen Jahren ein neues Schulhaus; vor
ein paar Jahren ein neues Pfarrhaus und das größ-
tenthcils auf Kosten der katholischen Gemeindege-
bauet, und diese hat bei der letzten Vogtswahl wie¬
der einem Protestanten ihre Stimmen gegeben! Man
trauet seinem Ohre nicht, wenn man hört, Jemand
suche die Welt glaubenzu machen, daß man die hie-
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